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(3) 1 In dem Übernahmebeschluß sind der Angeklagte und das Gericht, vor
dem die Hauptverhandlung stattfinden soll, zu bezeichnen. 2 § 207 Abs. 2 Nr. 2
bis 4, Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 3Die Anfechtbarkeit des Beschlusses
bestimmt sich nach § 210.

(4) 1Nach den Absätzen 1 bis 3 ist auch zu verfahren, wenn das Gericht vor
Beginn der Hauptverhandlung einen Einwand des Angeklagten nach § 6a für
begründet hält und eine besondere Strafkammer zuständig wäre, der nach
§ 74e des Gerichtsverfassungsgesetzes1) der Vorrang zukommt. 2Kommt dem
Gericht, das die Zuständigkeit einer anderen Strafkammer für begründet hält,
vor dieser nach § 74e des Gerichtsverfassungsgesetzes der Vorrang zu, so ver-
weist es die Sache an diese mit bindender Wirkung; die Anfechtbarkeit des
Verweisungsbeschlusses bestimmt sich nach § 210.

Sechster Abschnitt. Hauptverhandlung
§ 226 Ununterbrochene Gegenwart. (1) Die Hauptverhandlung erfolgt in
ununterbrochener Gegenwart der zur Urteilsfindung berufenen Personen so-
wie der Staatsanwaltschaft und eines Urkundsbeamten der Geschäftsstelle.

(2) 1Der Strafrichter kann in der Hauptverhandlung von der Hinzuziehung
eines Urkundsbeamten der Geschäftsstelle absehen. 2Die Entscheidung ist un-
anfechtbar.

§ 227 Mehrere Staatsanwälte und Verteidiger. Es können mehrere Be-
amte der Staatsanwaltschaft und mehrere Verteidiger in der Hauptverhandlung
mitwirken und ihre Verrichtungen unter sich teilen.

§ 228 Aussetzung und Unterbrechung. (1) 1Über die Aussetzung einer
Hauptverhandlung oder deren Unterbrechung nach § 229 Abs. 2 entscheidet
das Gericht. 2Kürzere Unterbrechungen ordnet der Vorsitzende an.

(2) Eine Verhinderung des Verteidigers gibt, unbeschadet der Vorschrift des
§ 145, dem Angeklagten kein Recht, die Aussetzung der Verhandlung zu
verlangen.

(3) Ist die Frist des § 217 Abs. 1 nicht eingehalten worden, so soll der
Vorsitzende den Angeklagten mit der Befugnis, Aussetzung der Verhandlung zu
verlangen, bekanntmachen.

§ 229 Höchstdauer einer Unterbrechung. (1) Eine Hauptverhandlung
darf bis zu drei Wochen unterbrochen werden.

(2) Eine Hauptverhandlung darf auch bis zu einem Monat unterbrochen
werden, wenn sie davor jeweils an mindestens zehn Tagen stattgefunden hat.

(3) 1Hat eine Hauptverhandlung bereits an mindestens zehn Tagen statt-
gefunden, so ist der Lauf der in den Absätzen 1 und 2 genannten Fristen
gehemmt, solange
1. ein Angeklagter oder eine zur Urteilsfindung berufene Person wegen Krank-
heit oder

2. eine zur Urteilsfindung berufene Person wegen gesetzlichen Mutterschutzes
oder der Inanspruchnahme von Elternzeit

1)Nr. 4.

6. Abschnitt. Hauptverhandlung §§ 226–229 StPO 1
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nicht zu der Hauptverhandlung erscheinen kann, längstens jedoch für zwei
Monate. 2Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Fristen enden frühestens
zehn Tage nach Ablauf der Hemmung. 3Beginn und Ende der Hemmung stellt
das Gericht durch unanfechtbaren Beschluß fest.

(4) 1Wird die Hauptverhandlung nicht spätestens am Tage nach Ablauf der
in den vorstehenden Absätzen bezeichneten Frist fortgesetzt, so ist mit ihr von
neuem zu beginnen. 2 Ist der Tag nach Ablauf der Frist ein Sonntag, ein
allgemeiner Feiertag oder ein Sonnabend, so kann die Hauptverhandlung am
nächsten Werktag fortgesetzt werden.

(5) 1 Ist dem Gericht wegen einer vorübergehenden technischen Störung die
Fortsetzung der Hauptverhandlung am Tag nach Ablauf der in den vorstehen-
den Absätzen bezeichneten Frist oder im Fall des Absatzes 4 Satz 2 am nächsten
Werktag unmöglich, ist es abweichend von Absatz 4 Satz 1 zulässig, die Haupt-
verhandlung unverzüglich nach der Beseitigung der technischen Störung, spä-
testens aber innerhalb von zehn Tagen nach Fristablauf fortzusetzen. 2Das Vor-
liegen einer technischen Störung im Sinne des Satzes 1 stellt das Gericht durch
unanfechtbaren Beschluss fest.

§ 230 Ausbleiben des Angeklagten. (1) Gegen einen ausgebliebenen An-
geklagten findet eine Hauptverhandlung nicht statt.

(2) Ist das Ausbleiben des Angeklagten nicht genügend entschuldigt, so ist
die Vorführung anzuordnen oder ein Haftbefehl zu erlassen, soweit dies zur
Durchführung der Hauptverhandlung geboten ist.

§ 231 Anwesenheitspflicht des Angeklagten. (1) 1Der erschienene Ange-
klagte darf sich aus der Verhandlung nicht entfernen. 2Der Vorsitzende kann
die geeigneten Maßregeln treffen, um die Entfernung zu verhindern; auch
kann er den Angeklagten während einer Unterbrechung der Verhandlung in
Gewahrsam halten lassen.

(2) Entfernt der Angeklagte sich dennoch oder bleibt er bei der Fortsetzung
einer unterbrochenen Hauptverhandlung aus, so kann diese in seiner Abwesen-
heit zu Ende geführt werden, wenn er über die Anklage schon vernommen
war, das Gericht seine fernere Anwesenheit nicht für erforderlich erachtet und
er in der Ladung darauf hingewiesen worden ist, dass die Verhandlung in diesen
Fällen in seiner Abwesenheit zu Ende geführt werden kann.

§ 231a Herbeiführung der Verhandlungsunfähigkeit durch den Ange-
klagten. (1) 1Hat sich der Angeklagte vorsätzlich und schuldhaft in einen seine
Verhandlungsfähigkeit ausschließenden Zustand versetzt und verhindert er da-
durch wissentlich die ordnungsmäßige Durchführung oder Fortsetzung der
Hauptverhandlung in seiner Gegenwart, so wird die Hauptverhandlung, wenn
er noch nicht über die Anklage vernommen war, in seiner Abwesenheit durch-
geführt oder fortgesetzt, soweit das Gericht seine Anwesenheit nicht für un-
erläßlich hält. 2Nach Satz 1 ist nur zu verfahren, wenn der Angeklagte nach
Eröffnung des Hauptverfahrens Gelegenheit gehabt hat, sich vor dem Gericht
oder einem beauftragten Richter zur Anklage zu äußern.

(2) Sobald der Angeklagte wieder verhandlungsfähig ist, hat ihn der Vor-
sitzende, solange mit der Verkündung des Urteils noch nicht begonnen worden
ist, von dem wesentlichen Inhalt dessen zu unterrichten, was in seiner Abwe-
senheit verhandelt worden ist.

1 StPO §§ 230–231a 2. Buch. Verfahren im ersten Rechtszug
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(3) 1Die Verhandlung in Abwesenheit des Angeklagten nach Absatz 1 be-
schließt das Gericht nach Anhörung eines Arztes als Sachverständigen. 2Der
Beschluß kann bereits vor Beginn der Hauptverhandlung gefaßt werden. 3Ge-
gen den Beschluß ist sofortige Beschwerde zulässig; sie hat aufschiebende
Wirkung. 4Eine bereits begonnene Hauptverhandlung ist bis zur Entscheidung
über die sofortige Beschwerde zu unterbrechen; die Unterbrechung darf, auch
wenn die Voraussetzungen des § 229 Abs. 2 nicht vorliegen, bis zu dreißig
Tagen dauern.

(4) Dem Angeklagten, der keinen Verteidiger hat, ist ein Verteidiger zu
bestellen, sobald eine Verhandlung ohne den Angeklagten nach Absatz 1 in
Betracht kommt.

§ 231b Fortsetzung nach Entfernung des Angeklagten zur Aufrecht-
erhaltung der Ordnung. (1) 1Wird der Angeklagte wegen ordnungswidrigen
Benehmens aus dem Sitzungszimmer entfernt oder zur Haft abgeführt (§ 177
des Gerichtsverfassungsgesetzes1)), so kann in seiner Abwesenheit verhandelt
werden, wenn das Gericht seine fernere Anwesenheit nicht für unerläßlich hält
und solange zu befürchten ist, daß die Anwesenheit des Angeklagten den
Ablauf der Hauptverhandlung in schwerwiegender Weise beeinträchtigen wür-
de. 2Dem Angeklagten ist in jedem Fall Gelegenheit zu geben, sich zur Anklage
zu äußern.

(2) Sobald der Angeklagte wieder vorgelassen ist, ist nach § 231a Abs. 2 zu
verfahren.

§ 231c Beurlaubung einzelner Angeklagter und ihrer Pflichtverteidi-
ger. 1 Findet die Hauptverhandlung gegen mehrere Angeklagte statt, so kann
durch Gerichtsbeschluß einzelnen Angeklagten, im Falle der notwendigen Ver-
teidigung auch ihren Verteidigern, auf Antrag gestattet werden, sich während
einzelner Teile der Verhandlung zu entfernen, wenn sie von diesen Verhand-
lungsteilen nicht betroffen sind. 2 In dem Beschluß sind die Verhandlungsteile
zu bezeichnen, für die die Erlaubnis gilt. 3Die Erlaubnis kann jederzeit wider-
rufen werden.

§ 232 Durchführung der Hauptverhandlung trotz Ausbleibens des
Angeklagten. (1) 1Die Hauptverhandlung kann ohne den Angeklagten
durchgeführt werden, wenn er ordnungsgemäß geladen und in der Ladung
darauf hingewiesen worden ist, daß in seiner Abwesenheit verhandelt werden
kann, und wenn nur Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen, Ver-
warnung mit Strafvorbehalt, Fahrverbot, Einziehung, Vernichtung oder Un-
brauchbarmachung, allein oder nebeneinander, zu erwarten ist. 2Eine höhere
Strafe oder eine Maßregel der Besserung und Sicherung darf in diesem Ver-
fahren nicht verhängt werden. 3Die Entziehung der Fahrerlaubnis ist zulässig,
wenn der Angeklagte in der Ladung auf diese Möglichkeit hingewiesen worden
ist.

(2) Auf Grund einer Ladung durch öffentliche Bekanntmachung findet die
Hauptverhandlung ohne den Angeklagten nicht statt.

(3) Das Protokoll über eine richterliche Vernehmung des Angeklagten wird
in der Hauptverhandlung verlesen.

1)Nr. 4.

6. Abschnitt. Hauptverhandlung §§ 231b–232 StPO 1
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(4) Das in Abwesenheit des Angeklagten ergehende Urteil muß ihm mit den
Urteilsgründen durch Übergabe zugestellt werden, wenn es nicht nach § 145a
Abs. 1 dem Verteidiger zugestellt wird.

§ 233 Entbindung des Angeklagten von der Pflicht zum Erscheinen.
(1) 1Der Angeklagte kann auf seinen Antrag von der Verpflichtung zum

Erscheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden, wenn nur Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten, Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen,
Verwarnung mit Strafvorbehalt, Fahrverbot, Einziehung, Vernichtung oder
Unbrauchbarmachung, allein oder nebeneinander, zu erwarten ist. 2Eine hö-
here Strafe oder eine Maßregel der Besserung und Sicherung darf in seiner
Abwesenheit nicht verhängt werden. 3Die Entziehung der Fahrerlaubnis ist
zulässig.

(2) 1Wird der Angeklagte von der Verpflichtung zum Erscheinen in der
Hauptverhandlung entbunden, so muß er durch einen beauftragten oder er-
suchten Richter über die Anklage vernommen werden. 2Dabei wird er über
die bei Verhandlung in seiner Abwesenheit zulässigen Rechtsfolgen belehrt
sowie befragt, ob er seinen Antrag auf Befreiung vom Erscheinen in der Haupt-
verhandlung aufrechterhalte. 3 Statt eines Ersuchens oder einer Beauftragung
nach Satz 1 kann außerhalb der Hauptverhandlung auch das Gericht die Ver-
nehmung über die Anklage in der Weise durchführen, dass sich der Angeklagte
an einem anderen Ort als das Gericht aufhält und die Vernehmung zeitgleich in
Bild und Ton an den Ort, an dem sich der Angeklagte aufhält, und in das
Sitzungszimmer übertragen wird.

(3) 1Von dem zum Zweck der Vernehmung anberaumten Termin sind die
Staatsanwaltschaft und der Verteidiger zu benachrichtigen; ihrer Anwesenheit
bei der Vernehmung bedarf es nicht. 2Das Protokoll über die Vernehmung ist
in der Hauptverhandlung zu verlesen.

§ 234 Vertretung des abwesenden Angeklagten. Soweit die Hauptver-
handlung ohne Anwesenheit des Angeklagten stattfinden kann, ist er befugt,
sich durch einen Verteidiger mit nachgewiesener Vertretungsvollmacht ver-
treten zu lassen.

§ 234a Befugnisse des Verteidigers bei Vertretung des abwesenden
Angeklagten. Findet die Hauptverhandlung ohne Anwesenheit des Angeklag-
ten statt, so genügt es, wenn die nach § 265 Abs. 1 und 2 erforderlichen
Hinweise dem Verteidiger gegeben werden; das Einverständnis des Angeklagten
nach § 245 Abs. 1 Satz 2 und nach § 251 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 3 ist nicht
erforderlich, wenn ein Verteidiger an der Hauptverhandlung teilnimmt.

§ 235 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei Verhandlung ohne
den Angeklagten. 1Hat die Hauptverhandlung gemäß § 232 ohne den An-
geklagten stattgefunden, so kann er gegen das Urteil binnen einer Woche nach
seiner Zustellung die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand unter den glei-
chen Voraussetzungen wie gegen die Versäumung einer Frist nachsuchen; hat
er von der Ladung zur Hauptverhandlung keine Kenntnis erlangt, so kann er
stets die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beanspruchen. 2Hierüber ist
der Angeklagte bei der Zustellung des Urteils zu belehren.

1 StPO §§ 233–235 2. Buch. Verfahren im ersten Rechtszug
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§ 236 Anordnung des persönlichen Erscheinens des Angeklagten.
Das Gericht ist stets befugt, das persönliche Erscheinen des Angeklagten

anzuordnen und durch einen Vorführungsbefehl oder Haftbefehl zu erzwingen.

§ 237 Verbindung mehrerer Strafsachen. Das Gericht kann im Falle eines
Zusammenhangs zwischen mehreren bei ihm anhängigen Strafsachen ihre Ver-
bindung zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung anordnen, auch wenn dieser
Zusammenhang nicht der in § 3 bezeichnete ist.

§ 238 Verhandlungsleitung. (1) Die Leitung der Verhandlung, die Verneh-
mung des Angeklagten und die Aufnahme des Beweises erfolgt durch den
Vorsitzenden.

(2) Wird eine auf die Sachleitung bezügliche Anordnung des Vorsitzenden
von einer bei der Verhandlung beteiligten Person als unzulässig beanstandet, so
entscheidet das Gericht.

§ 239 Kreuzverhör. (1) 1Die Vernehmung der von der Staatsanwaltschaft
und dem Angeklagten benannten Zeugen und Sachverständigen ist der Staats-
anwaltschaft und dem Verteidiger auf deren übereinstimmenden Antrag von
dem Vorsitzenden zu überlassen. 2Bei den von der Staatsanwaltschaft benannten
Zeugen und Sachverständigen hat diese, bei den von dem Angeklagten benann-
ten der Verteidiger in erster Reihe das Recht zur Vernehmung.

(2) Der Vorsitzende hat auch nach dieser Vernehmung die ihm zur weiteren
Aufklärung der Sache erforderlich scheinenden Fragen an die Zeugen und
Sachverständigen zu richten.

§ 240 Fragerecht. (1) Der Vorsitzende hat den beisitzenden Richtern auf
Verlangen zu gestatten, Fragen an den Angeklagten, die Zeugen und die Sach-
verständigen zu stellen.

(2) 1Dasselbe hat der Vorsitzende der Staatsanwaltschaft, dem Angeklagten
und dem Verteidiger sowie den Schöffen zu gestatten. 2Die unmittelbare
Befragung eines Angeklagten durch einen Mitangeklagten ist unzulässig.

§ 241 Zurückweisung von Fragen durch den Vorsitzenden. (1) Dem,
welcher im Falle des § 239 Abs. 1 die Befugnis der Vernehmung mißbraucht,
kann sie von dem Vorsitzenden entzogen werden.

(2) In den Fällen des § 239 Abs. 1 und des § 240 Abs. 2 kann der Vorsitzende
ungeeignete oder nicht zur Sache gehörende Fragen zurückweisen.

§ 241a Vernehmung minderjähriger Zeugen durch den Vorsitzen-
den. (1) Die Vernehmung von Zeugen unter 18 Jahren wird allein von dem
Vorsitzenden durchgeführt.

(2) 1Die in § 240 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen können
verlangen, daß der Vorsitzende den Zeugen weitere Fragen stellt. 2Der Vor-
sitzende kann diesen Personen eine unmittelbare Befragung der Zeugen gestat-
ten, wenn nach pflichtgemäßem Ermessen ein Nachteil für das Wohl der
Zeugen nicht zu befürchten ist.

(3) § 241 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 242 Entscheidung über die Zulässigkeit von Fragen. Zweifel über die
Zulässigkeit einer Frage entscheidet in allen Fällen das Gericht.

6. Abschnitt. Hauptverhandlung §§ 236–242 StPO 1
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§ 243 Gang der Hauptverhandlung. (1) 1Die Hauptverhandlung beginnt
mit dem Aufruf der Sache. 2Der Vorsitzende stellt fest, ob der Angeklagte und
der Verteidiger anwesend und die Beweismittel herbeigeschafft, insbesondere
die geladenen Zeugen und Sachverständigen erschienen sind.

(2) 1Die Zeugen verlassen den Sitzungssaal. 2Der Vorsitzende vernimmt den
Angeklagten über seine persönlichen Verhältnisse.

(3) 1Darauf verliest der Staatsanwalt den Anklagesatz. 2Dabei legt er in den
Fällen des § 207 Abs. 3 die neue Anklageschrift zugrunde. 3 In den Fällen des
§ 207 Abs. 2 Nr. 3 trägt der Staatsanwalt den Anklagesatz mit der dem
Eröffnungsbeschluß zugrunde liegenden rechtlichen Würdigung vor; außerdem
kann er seine abweichende Rechtsauffassung äußern. 4 In den Fällen des § 207
Abs. 2 Nr. 4 berücksichtigt er die Änderungen, die das Gericht bei der
Zulassung der Anklage zur Hauptverhandlung beschlossen hat.

(4) 1Der Vorsitzende teilt mit, ob Erörterungen nach den §§ 202a, 212
stattgefunden haben, wenn deren Gegenstand die Möglichkeit einer Verständi-
gung (§ 257c) gewesen ist und wenn ja, deren wesentlichen Inhalt. 2Diese
Pflicht gilt auch im weiteren Verlauf der Hauptverhandlung, soweit sich Än-
derungen gegenüber der Mitteilung zu Beginn der Hauptverhandlung ergeben
haben.

(5) 1 Sodann wird der Angeklagte darauf hingewiesen, daß es ihm freistehe,
sich zu der Anklage zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen. 2 Ist der
Angeklagte zur Äußerung bereit, so wird er nach Maßgabe des § 136 Abs. 2
zur Sache vernommen. 3Auf Antrag erhält der Verteidiger in besonders um-
fangreichen erstinstanzlichen Verfahren vor dem Land- oder Oberlandesgericht,
in denen die Hauptverhandlung voraussichtlich länger als zehn Tage dauern
wird, Gelegenheit, vor der Vernehmung des Angeklagten für diesen eine
Erklärung zur Anklage abzugeben, die den Schlussvortrag nicht vorwegnehmen
darf. 4Der Vorsitzende kann dem Verteidiger aufgeben, die weitere Erklärung
schriftlich einzureichen, wenn ansonsten der Verfahrensablauf erheblich ver-
zögert würde; § 249 Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. 5Vorstrafen des An-
geklagten sollen nur insoweit festgestellt werden, als sie für die Entscheidung
von Bedeutung sind. 6Wann sie festgestellt werden, bestimmt der Vorsitzende.

§ 244 Beweisaufnahme; Untersuchungsgrundsatz; Ablehnung von
Beweisanträgen. (1) Nach der Vernehmung des Angeklagten folgt die Be-
weisaufnahme.

(2) Das Gericht hat zur Erforschung der Wahrheit die Beweisaufnahme von
Amts wegen auf alle Tatsachen und Beweismittel zu erstrecken, die für die
Entscheidung von Bedeutung sind.

(3) 1Ein Beweisantrag liegt vor, wenn der Antragsteller ernsthaft verlangt,
Beweis über eine bestimmt behauptete konkrete Tatsache, die die Schuld- oder
Rechtsfolgenfrage betrifft, durch ein bestimmt bezeichnetes Beweismittel zu
erheben und dem Antrag zu entnehmen ist, weshalb das bezeichnete Beweis-
mittel die behauptete Tatsache belegen können soll. 2Ein Beweisantrag ist
abzulehnen, wenn die Erhebung des Beweises unzulässig ist. 3 Im Übrigen darf
ein Beweisantrag nur abgelehnt werden, wenn
1. eine Beweiserhebung wegen Offenkundigkeit überflüssig ist,
2. die Tatsache, die bewiesen werden soll, für die Entscheidung ohne Bedeu-
tung ist,

1 StPO §§ 243, 244 2. Buch. Verfahren im ersten Rechtszug
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3. die Tatsache, die bewiesen werden soll, schon erwiesen ist,
4. das Beweismittel völlig ungeeignet ist,
5. das Beweismittel unerreichbar ist oder
6. eine erhebliche Behauptung, die zur Entlastung des Angeklagten bewiesen
werden soll, so behandelt werden kann, als wäre die behauptete Tatsache
wahr.

(4) 1Ein Beweisantrag auf Vernehmung eines Sachverständigen kann, soweit
nichts anderes bestimmt ist, auch abgelehnt werden, wenn das Gericht selbst
die erforderliche Sachkunde besitzt. 2Die Anhörung eines weiteren Sachver-
ständigen kann auch dann abgelehnt werden, wenn durch das frühere Gut-
achten das Gegenteil der behaupteten Tatsache bereits erwiesen ist; dies gilt
nicht, wenn die Sachkunde des früheren Gutachters zweifelhaft ist, wenn sein
Gutachten von unzutreffenden tatsächlichen Voraussetzungen ausgeht, wenn
das Gutachten Widersprüche enthält oder wenn der neue Sachverständige über
Forschungsmittel verfügt, die denen eines früheren Gutachters überlegen er-
scheinen.

(5) 1Ein Beweisantrag auf Einnahme eines Augenscheins kann abgelehnt
werden, wenn der Augenschein nach dem pflichtgemäßen Ermessen des Ge-
richts zur Erforschung der Wahrheit nicht erforderlich ist. 2Unter derselben
Voraussetzung kann auch ein Beweisantrag auf Vernehmung eines Zeugen
abgelehnt werden, dessen Ladung im Ausland zu bewirken wäre. 3Ein Beweis-
antrag auf Verlesung eines Ausgangsdokuments kann abgelehnt werden, wenn
nach pflichtgemäßem Ermessen des Gerichts kein Anlass besteht, an der inhalt-
lichen Übereinstimmung mit dem übertragenen Dokument zu zweifeln.

(6) 1Die Ablehnung eines Beweisantrages bedarf eines Gerichtsbeschlusses.
2Einer Ablehnung nach Satz 1 bedarf es nicht, wenn die beantragte Beweis-
erhebung nichts Sachdienliches zu Gunsten des Antragstellers erbringen kann,
der Antragsteller sich dessen bewusst ist und er die Verschleppung des Ver-
fahrens bezweckt; die Verfolgung anderer verfahrensfremder Ziele steht der
Verschleppungsabsicht nicht entgegen. 3Nach Abschluss der von Amts wegen
vorgesehenen Beweisaufnahme kann der Vorsitzende eine angemessene Frist
zum Stellen von Beweisanträgen bestimmen. 4Beweisanträge, die nach Fristab-
lauf gestellt werden, können im Urteil beschieden werden; dies gilt nicht, wenn
die Stellung des Beweisantrags vor Fristablauf nicht möglich war. 5Wird ein
Beweisantrag nach Fristablauf gestellt, sind die Tatsachen, die die Einhaltung
der Frist unmöglich gemacht haben, mit dem Antrag glaubhaft zu machen.

§ 245 Umfang der Beweisaufnahme; präsente Beweismittel. (1) 1Die
Beweisaufnahme ist auf alle vom Gericht vorgeladenen und auch erschienenen
Zeugen und Sachverständigen sowie auf die sonstigen nach § 214 Abs. 4 vom
Gericht oder der Staatsanwaltschaft herbeigeschafften Beweismittel zu erstre-
cken, es sei denn, daß die Beweiserhebung unzulässig ist. 2Von der Erhebung
einzelner Beweise kann abgesehen werden, wenn die Staatsanwaltschaft, der
Verteidiger und der Angeklagte damit einverstanden sind.

(2) 1Zu einer Erstreckung der Beweisaufnahme auf die vom Angeklagten
oder der Staatsanwaltschaft vorgeladenen und auch erschienenen Zeugen und
Sachverständigen sowie auf die sonstigen herbeigeschafften Beweismittel ist das
Gericht nur verpflichtet, wenn ein Beweisantrag gestellt wird. 2Der Antrag ist
abzulehnen, wenn die Beweiserhebung unzulässig ist. 3 Im übrigen darf er nur

6. Abschnitt. Hauptverhandlung § 245 StPO 1
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abgelehnt werden, wenn die Tatsache, die bewiesen werden soll, schon erwie-
sen oder offenkundig ist, wenn zwischen ihr und dem Gegenstand der Urteils-
findung kein Zusammenhang besteht oder wenn das Beweismittel völlig un-
geeignet ist.

§ 246 Ablehnung von Beweisanträgen wegen Verspätung. (1) Eine Be-
weiserhebung darf nicht deshalb abgelehnt werden, weil das Beweismittel oder
die zu beweisende Tatsache zu spät vorgebracht worden sei.

(2) Ist jedoch ein zu vernehmender Zeuge oder Sachverständiger dem Geg-
ner des Antragstellers so spät namhaft gemacht oder eine zu beweisende Tatsa-
che so spät vorgebracht worden, daß es dem Gegner an der zur Einziehung von
Erkundigungen erforderlichen Zeit gefehlt hat, so kann er bis zum Schluß der
Beweisaufnahme die Aussetzung der Hauptverhandlung zum Zweck der Er-
kundigung beantragen.

(3) Dieselbe Befugnis haben die Staatsanwaltschaft und der Angeklagte bei
den auf Anordnung des Vorsitzenden oder des Gerichts geladenen Zeugen oder
Sachverständigen.

(4) Über die Anträge entscheidet das Gericht nach freiem Ermessen.

§ 246a Vernehmung eines Sachverständigen vor Entscheidung über
eine Unterbringung. (1) 1Kommt in Betracht, dass die Unterbringung des
Angeklagten in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in der Sicherungs-
verwahrung angeordnet oder vorbehalten werden wird, so ist in der Haupt-
verhandlung ein Sachverständiger über den Zustand des Angeklagten und die
Behandlungsaussichten zu vernehmen. 2Gleiches gilt, wenn das Gericht er-
wägt, die Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt anzuord-
nen.

(2) Ist Anklage erhoben worden wegen einer in § 181b des Strafgesetzbuchs
genannten Straftat zum Nachteil eines Minderjährigen und kommt die Ertei-
lung einer Weisung nach § 153a Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 dieses Gesetzes
oder nach § 56c Absatz 2 Nummer 6, § 59a Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 oder
§ 68b Absatz 2 Satz 2 des Strafgesetzbuchs in Betracht, wonach sich der
Angeklagte psychiatrisch, psycho- oder sozialtherapeutisch betreuen und be-
handeln zu lassen hat (Therapieweisung), soll ein Sachverständiger über den
Zustand des Angeklagten und die Behandlungsaussichten vernommen werden,
soweit dies erforderlich ist, um festzustellen, ob der Angeklagte einer solchen
Betreuung und Behandlung bedarf.

(3) Hat der Sachverständige den Angeklagten nicht schon früher untersucht,
so soll ihm dazu vor der Hauptverhandlung Gelegenheit gegeben werden.

§ 247 Entfernung des Angeklagten bei Vernehmung von Mitange-
klagten und Zeugen. 1Das Gericht kann anordnen, daß sich der Angeklagte
während einer Vernehmung aus dem Sitzungszimmer entfernt, wenn zu be-
fürchten ist, ein Mitangeklagter oder ein Zeuge werde bei seiner Vernehmung
in Gegenwart des Angeklagten die Wahrheit nicht sagen. 2Das gleiche gilt,
wenn bei der Vernehmung einer Person unter 18 Jahren als Zeuge in Gegen-
wart des Angeklagten ein erheblicher Nachteil für das Wohl des Zeugen zu
befürchten ist oder wenn bei einer Vernehmung einer anderen Person als
Zeuge in Gegenwart des Angeklagten die dringende Gefahr eines schwerwie-
genden Nachteils für ihre Gesundheit besteht. 3Die Entfernung des Angeklag-

1 StPO §§ 246–247 2. Buch. Verfahren im ersten Rechtszug


